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// Im Blickpunkth

„Totgesagte leben l�nger“ – dieses Motto k�nnte auch f�r die Gewerbesteuer angef�hrt werden. Gegen ihre Berechti-

gung werden vielf�ltige Argumente vorgebracht, z.B. dass sie eigentlich eine Ertragsteuer darstelle, dass die Hinzurech-

nungsvorschriften das objektive Nettoprinzip verletze usw. Wie auch die k�rzlich ergangene Entscheidung des BVerfG zur

Verfassungsm�ßigkeit des Ausschlusses von Freiberuflern und Land- und Forstwirtschaft von der Gewerbesteuer gezeigt

hat, genießt sie dennoch eine Art Bestandsschutz – nach Auffassung von Hartmann (S. 2490) zu Unrecht. Zur Umsicht

bei GewSt-�nderungen mahnt Hahne im Standpunkt.

Udo Eversloh, Ressortleiter Steuerrecht

// Standpunkt /
von Dipl.-Vw.KlausD.

Hahne, StB, Partner, Ernst &

Young, Eschborn/Frankfurt

JStG2009:GewSt-�nderungener-
fordernumsichtigenGesetzgeber

Durch die UntStRef. 2008 sind Leasing- und

Factoringunternehmen substanziell schlech-

tergestellt: Kunden werden �ber § 8 Nr. 1

GewStG n. F. belastet und der Raum f�r eine

gewerbesteuerneutrale Refinanzierung ist

stark eingeschr�nkt. Konkrete Wettbewerbs-

nachteile werden bef�rchtet, denn Banken

k�nnen das Privileg des § 19 GewStDV in An-

spruch nehmen, wodurch eine gewerbesteu-

erliche Belastung der Refinanzierung des

Bankgesch�fts ausgeschlossen ist.

Der Anwendungsbereich des § 19 GewStDV

soll nun im JStG 2009 erweitert werden. Hier-

zu liegen erste Entw�rfe vor. Vorgesehen ist

eine gewerbesteuerliche Entlastung f�r Un-

ternehmen, die ausschließlich Finanzdienst-

leistungen i. S. d. erweiterten § 1 Abs. 1a

KWGerbringen. Hierzu z�hlen auch das Facto-

ring und das Finanzierungsleasing. Auch Lea-

singobjektgesellschaften sollen unter be-

stimmten (engen) Voraussetzungen profitie-

ren. Im Zuge der weiteren Beratungen sollten

die Anforderungen f�r die Inanspruchnahme

des Gewerbesteuerprivilegs allerdings nicht

zu streng gefasst werden. Eine Beschr�nkung

der Gesch�ftsm�glichkeiten f�r die Unterneh-

men k�nnten sonst die Folge sein, was nicht

dem Zweck der Gesetzgebung entsprechen

kann. Auch die Notwendigkeit f�r steuerlich

motivierte Umstrukturierungen sollte gering

gehaltenwerden.DerGesetzgeber ist deshalb

gut beraten, die Voraussetzungen f�r die An-

wendung des § 19 GewStDV bei Leasing- und

Factoringunternehmen moderat auszuge-

stalten, da sonst der erkennbar gute Wille

am Ende wirkungslos verpuffen k�nnte.

Entscheidungen
BFH: Gel�ndewagen f�r

Kraftfahrzeugsteuer als Pkw zu behandeln

Durch Urteil vom 1.10.2008 – II R 63/07 – hat

der BFH entschieden, dass Kombinationskraft-

wagen unabh�ngig von der verkehrsrechtlichen

Einstufung nach europ�ischem Gemeinschafts-

recht kraftfahrzeugsteuerrechtlich regelm�ßig

Personenkraftwagen sind. Im konkreten Fall

ging es um einen Toyota Typ J7 Landcruiser, des-

sen Gesamtgewicht von 2805 kg auf 2399 kg ab-

gelastet worden war. Das FA hatte das Fahrzeug

als Pkw behandelt und daher die KfzSt emissi-

onsbezogen nach Hubraum festgesetzt. Die Kl�-

gerin hingegen hielt eine gewichtsbezogene Be-

steuerung als „anderes Fahrzeug“ f�r richtig und

berief sich dabei auf das europ�ische Gemein-

schaftsrecht. Dieses enth�lt nach Auffassung

des BFH aber keine f�r die Mitgliedstaaten ver-

bindliche Festlegungen hinsichtlich der Eintei-

lung von Kfz f�r die Erhebung der KfzSt und die

Einstufung als „Pkw“. F�r die KfzSt sei ein eige-

ner, steuerrechtlicher Begriff des „Pkw“ maßgeb-

lich. Gel�ndewagen seien wie Kombinationswa-

gen zu Personenbef�rderung konzipiert und sei-

en als Pkw einzustufen, da sie sich nach Bauart,

Einrichtung und �ußerem Erscheinungsbild

nicht von einem Pkw unterscheiden.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-2489-1

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Zuwendung eines Darlehens

zugunsten des Ehegatten

Der BFH hat durch Urteil vom 25.6.2008 – X R

36/05 – wie folgt entschieden: Nimmt der Ehe-

gatte des Steuerpflichtigen als Schuldner ein

Darlehen auf, um dem Steuerpflichtigen Mittel

zum Erwerb einer Rentenversicherung gegen

Einmalzahlung zuzuwenden und tr�gt er gegen-

�ber der Bank die Schuldzinsen, liegt eigener

Aufwand des Steuerpflichtigen vor, wenn dieser

im Innenverh�ltnis verpflichtet ist, den Ehegat-

ten von der Verpflichtung zur Zins- und Til-

gungszahlung freizustellen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-2489-2

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Auswirkungen eines verlorenen

Sanierungsdarlehens

Im Urteil vom 19.8.2008 – IX R 63/05 – hat der

BFH wie folgt entschieden: Auch ein vom Gesell-

schafter zur Sanierung einer GmbH gegebenes

Darlehen geh�rt zu den Anschaffungskosten der

Beteiligung. Wird das Darlehen sp�ter nicht zu-

r�ckgezahlt, kann der Verlust einkommensteuer-

lich ber�cksichtigt werden.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-2489-3

unterwww.betriebs-berater.de

Das Urteil betrifft noch die Rechtslage vor In-

krafttreten des MoMiG und hat daher noch die

§§ 32a, 32b GmbHG betr. eigenkapitalersetzende

Darlehen zum Gegenstand. Zur ertragsteuerlichen

BehandlungvonSanierungsgewinnenvgl.auchOFD

Hannover, 19.9.2008 – S 2140 – 8 – StO 241 (s. u.).

Verwaltungsanweisung
OFD Hannover: Ertragsteuerliche

Behandlung von Sanierungsgewinnen;

Steuerstundung

Die OFD Hannover hat sich zur Steuerfreiheit

von Sanierungsgewinnen gem. § 3 Nr. 66 EStG

ge�ußert, speziell zu den Fragen der Sanierungs-

bed�rftigkeit und -f�higkeit von Unternehmen

sowie zur Sanierungseignung des Schulderlas-

ses. Sie hat dazu eine Steuerstundung in Aus-

sicht gestellt (Verf�gung vom 19.9.2008 – S

2140 – 8 – StO 241).

VolltextderVerf.: // BB-ONLINE BBL2008-2489-4

unterwww.betriebs-berater.de

Vgl. auch o. a. BFH, 19.8.2008 – IX 63/05 zur

Auswirkung eines verlorenen Sanierungsdarlehens.
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